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U - rrede.

®er Unterzeichnete benutzte in früheren Jahren die Schrift 

des vormaligen Oberstaatsanwalts Paschke zu Frankfurt a. O. 
über daS Reglement vom 13. November 1849 betreffend die 
Geschäftsverwaltung und das Reffort der Staatsanwaltschaft, 
um den ihm zur Ausbildung überwiesenen Referendaren einen 
Ueberblick über die Einrichtung und die Geschäftsverwaltung 
der Staatsanwaltschaft zu geben.

Das erwähnte Buch genügt seit dem Zeitpunkte des 
Eintritts der Justizreorganisation nicht mehr zu. diesem 
Zwecke.

Der Unterzeichnete hat den Versuch gemacht, die in den 
v. Kamptz'schen Jahrbüchern, den Ministerialblättern resp. den 
Generalakten enthaltenen Kabinetsordres, Reglements und 
Rescripte systematisch zu ordnen, einmal zu dem Zwecke, um 
den jüngern Juristen einen Ueberblick über die Geschäfts­
thätigkeit der Staatsanwaltschaft zu verschaffen, dann aber 
auch, um das weit zersteute Material leichter zugänglich 
zu machen.



VI Vorrede.

Die Angabe der Quellen im Texte und die besondere 
Aufführung derselben am Ende des Buches ist eine genaue. 
Es ist dadurch einmal die Nachprüfung erleichtert, dann aber 
auch das Buch als Nachschlagewerk für den älteren Praktiker 
verwendbar, da es unmöglich sein dürfte, den Platz, den die 
einzelnen Bestimmungen einnehmen, im Gedächtniß zu be­
halten.

Abdrücke der Formulare, auf welche der Text Bezug 
nimmt, sind der Vollständigkeit wegen beigefügt.

Halle, im Juli 1882.

Koenig.
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Einleitung.

§i.
Durch § 2 der Verordnung vom 3. Januar 1849 wurde 

in Preußen abgesehen vom Bezirke des Appellaiionsgerichts­
hofs zu Cöln das Institut der Staatsanwaltschaft zum 
Zwecke der Strafverfolgung der Verbrecher im Wege des 
Anklageprocesses eingeführt. Die allgemeine Verfügung des 
Justizministers vom 13. November 1849 traf die nothwen­
digen Bestimmungen über die Organisation, das Ressort 
und die Geschäftsverwaltung der Staatsanwaltschaft und 
sind im Anschluß an diese Verfügung vielfache Rescripte 
des Justizministers ergangen, die dieselbe theils abänderten, 
theils ergänzten, theils im Anschluß an neue Gesetze neue 
Anordnungen trafen.

Das Ausführungsgesetz zum deutschen Gerichtsverfassungs- 
gesetz vom 24. April 1878 (GS. 1876 S. 230), welches 
mit letzterem am 1. October 1879 in Kraft getreten ist, hat 
im Anschluß an den § 12 1. c. im § 58 die bestehenden 
staatsanwaltschaftlichen Behörden aufgehoben.

Die Neuordnung der Staatsanwaltschaft in Preußen be­
ruht auf den Bestimmungen des zehnten Titels (§§ 142—153) 
des Gerichtsverfassungsgesetzes und des neunten Titels (§§ 58 
bis 67) des Ausführungsgesetzes zu demselben.

König, Staatsanwaltschaft. 1



2 Einleitung. § 2.

Ein Geschäftsregulativ ist Seitens des Justizministers 
nicht erlassen. Durch einzelne Rescripte sind einzelne beson­
dere Bestimmungen getroffen.

Die allgemeine Verfügung vom 13. November 1849 ist 
bisher ausdrücklich nicht aufgehoben. Ihre Bestimmungen 
sind jedoch theils durch die Gesetzgebung, theils durch Mini- 
sterialrescripte beseitigt worden resp. für beseitigt zu erachten.

§ 2.

Die Beamten der Staatsanwaltschaft sind die Organe 
der Staatsregierung für die Wahrnehmung des öffentlichen 
Interesses in den durch die Gesetze näher bestimmten Ange­
legenheiten? Die Staatsanwaltschaft ist in ihren Amts­
verrichtungen von den Gerichten unabhängig?

Zu den Obliegenheiten der Staatsanwaltschaft gehören:
1. die Ermittelung und Verfolgung strafbarer Gesetzesüber­

tretungen ;b
2. die Strafvollstreckung;1 2 3 4 5
3. die Bearbeitung der Begnadigungssachen; *
4. die Zustellungen in Strafsachen;6
5. die Vertretung der Staatsbehörde bei Disciplinarunter­

suchungen gegen Justizbeamte;7

1 § 1 AV. v. 13. Nov. 1849 
(JMBl. 1849 S. 459).

2 §151 Ger.Verf.Ges.(RGBl. 
1877 S. 41).

3 §§ 152, 153 StPO.
4 § 483 StPO.
5 AV. v. 14. Aug. 1879 

(JMBl. 1879 S. 237).
6 § 36 StPO.

7 Ges. v. 7. Mai 1851 (GS. 
S. 218); Ges. fc 21. Juli 1852 
(GS. S. 465); Ges. v. 26. März 
1856 (GS. 1856 S.20Y; Ver­
ordnung v. 30. April 1847 (GS. 
S. 196); Verordnung v.23. Sept. 
1867 (GS. S. 1613); Ges. v. 
9. April 1879 (GS. S. 345).



Einleitung. § 3. Z

6. die Wahrnehmung der Rechte der Staatskaffe beim An­
satz der Gerichtskosten;8

7. die Mitwirkung in Ehe- und Entmündigungssachen;3
8. die Beaufsichtigung der Standesbeamten und Notare, 

die Mitwirkung in dem durch das Gesetz vom 19. Mai 
1851 (GS. 1851 S. 383) geordneten Verfahren bei 
Theilungs- und Ablösungsstreitigkeiten/o ferner in dem 
Verfahren bei Vermögensabsonderungen unter Eheleuten, 
bei freiwilligen Ehescheidungen, Adoptionen im Depar­
tement Cöln."

Hierbei ist jedoch hervorzuheben, daß im Departement 
Cöln die Mitwirkung der Staatsanwaltschaft, soweit 
dieselbe als Nebenpartei in bürgerlichen Rechtsstreitig­
keilen auftrat, nicht mehr erforderlich iß;12

9. alle sonstigen Funktionen, welche durch besondere, allge­
mein oder nur in einzelnen Landestheilen gültige Be­
stimmungen in solchen Angelegenheiten, die durch die 
neuen Proceßordnungen nicht berührt werden, der 
Staatsanwaltschaft zugewiesen fmb.13

§ 3.

Die Geschäfte der Justizverwaltung sind dem Justiz­
minister vorbehalten. Seine Organe sind die Vorstände der

8 AV. v. 28. Octob. 1879 
(JMBl. 1879 S. 425).

9 §§ 569, 586,589—591,595, 
626 CPO.

10 Aufgehoben durch § 30 
Ges. v. 24. März 1879 (GS. 
1879 S. 281).

11 Bekanntmachung v. 1. Juli

1879 (JMBl. 1879 S. 154); 
§ 58 Ges. v. 24. April 1878 
(GS. 1878 S. 230); Motive 
zu § 50 des Regierungsentwurfs 
(Materialien S. 69).

12 § 5 Ges. v. 31. Marz 1879 
(GS. 1879 S. 332).

13 Motive zu § 50 des



4 Die Staatsanwaltschaft beim Reichsgerichte. § 4.

Gerichte und der Staatsanwaltschaften, welche ihrerseits bei 
Erledigung dieser Geschäfte die Mitwirkung der ihrer Auf­
sicht unterstellten Beamten in Anspruch nehmen können?

Zu den der Staatsanwaltschaft allein, resp. ihr und 
dem Vorstande des Gerichts gemeinsam übertragenen Ge­
schäften der Justizverwaltung gehören:

a) die Gefängnißüerwaltung; 2
b) die Verwaltung der Fonds bei den Justizbehörden,
c) die Bearbeitung der Justizbauangelegenheiten,
d) die Theilnahme an den Prüfungen der Gerichtsschreiber 

und Gerichtsvollzieher,
e) die Verpflichtung der Staatsanwaltschaft zu Mittheilungen 

an andere Behörden.

§ 4.
Die Staatsanwaltschaft beim Reichsgerichte.

Das Amt der Staalsanwaltschaft bei dem Reichsgerichte 
wird durch einen Oberreichsanwalt und mehrere Reichsan­
wälte ausgeübt. Diese Beamten sind nicht richterliche Beamte 
und unterliegen der Aufsicht und Leitung des Reichskanzlers? 
Dieselben werden auf Vorschlag des Bundesrathes vom 
Kaiser ernannt. Nur zum Richteramte befähigte Personen 
dürfen zu diesen Aemtern ausgewählt werden. Ihre An-

Regierungsentwurfs § 16 der 
Vorm.Ordnung vom 5. Juli 
1875 (GS. 1875 @.431); Art. 7 
des Einf.Gesetzes zum Handels­
gesetzbuche v. 24. Juni 1861 
(GS. 1861 S. 449).

1 § 77 des Ausführungs­

gesetzes v. 24. April 1878 (GS. 
1878 S. 230).

2 AB. v. 14. August 1879 
(JMBl. 1879 S. 242).

1 §§ 143', 148', 149 Ger.- 
Verf.Ges.; Ges. v. 31.März 1873 
(RGBl. 1873 S. 61).



Die Staatsanwaltschaft beim Reichsgerichte. §4. 5

stellung erfolgt auf Lebenszeit, jedoch können sie jederzeit 
mit Gewährung des gesetzlichen Wartegeldes — drei Viertheile 
des Gehalts, jedoch nicht über 9000 Mark — durch Kaiser­
liche Verfügung einstweilig in den Ruhestand versetzt werden?

Der Oberreichsanwalt ist nicht Vorgesetzter der staats- 
anwaltschaftlichen Beamten der Bundesstaaten? Gleichwohl 
verpflichtet die Gesetzgebung die letztern, seinen Anweisungen 
in gewisien Fällen Folge zu leisten:

Entsteht zwischen Staatsanwaltschaften verschiedener Bun­
desstaaten ein Meinungsstreit darüber, welche von ihnen die 
Strafverfolgung in einem bestimmten Falle zu übernehmen 
habe, so entscheidet, Mangels eines gemeinsamen Vorgesetzten, 
der Oberreichsanwalt?

Sämmtliche Beamte der Staatsanwaltschaft haben den 
Anweisungen des Oberreichsanwalts in den Sachen, für 
welche das Reichsgericht in erster und letzter Instanz zu­
ständig ist, Folge zu leisten? Es entspricht diese gesetzliche 
Vorschrift der Bestimmung des § 184 der Strafproceßordnung, 
welche dem Präsidenten des Reichsgerichts eine gleiche Macht­
vollkommenheit dem Richterstande gegenüber überträgt.

Diese Sachen sind:
a) Untersuchung und Entscheidung in den gegen den 

Kaiser resp. das Reich gerichteten Fällen des Hoch- resp. 
Landesverraths?

In diesen Untersuchungssachen werden die im § 72 Abs. 1 
des GVG. der Strafkammer des Landgerichts zugewiesenen 
Geschäfte durch den ersten Strafsenat des Reichsgerichts er-

3 §§ 149, 150 Ger.Verf.Ges.; 
§§ 1, 2, 26 Ges. v. 31. März 
1878 (RGBl. 1873 S. 61).

3 § 781 Gesetz v. 24. April

1878 (GS. 1878 S. 230).
4 § 144 al. 3 GVG.
5 § 147. al. 2 GVG.
6 §§ 80-92 StGB.



6 Die Staatsanwaltschaft beim Reichsgerichte. § 4.

ledigt, während die Hauptverhandlung vor dem vereinigten 
zweiten und dritten Strafsenat — 14 Richter — stattfindet? 
Die Thätigkeit des lokalen Staatsanwalts ist im Falle der 
Gefahr im Verzüge nicht ausgeschloffen. Er muß vielmehr 
gemäß des § 160 der Strafproceßordnung der Sache näher 
treten, zugleich aber dem Oberreichsanwalt Bericht erstatten.

b) Verhandlung und Entscheidung über das Rechtsmittel 
der Revision gegen

1. die Urtheile der Schwurgerichtes
2. die in I. Instanz ergangenen Urtheile der Strafkammern 

der Landgerichte, wenn nicht das Rechtsmittel aus­
schließlich auf die Verletzung einer landesgesetzlichen 
Rechtsnorm gestützt wird, in welchem Falle die Ober­
landesgerichte, in Preußen das Oberlandesgericht zu 
Berlin in letzter Instanz entscheiden;7 8 9

3. die in II. Instanz ergehenden Urtheile der Strafkammern 
in Strafsachen wegen Zuwiderhandlungen gegen die 
Vorschriften über die Erhebung öffentlicher in die Reichs­
kaffe fließender Abgaben und ©efätte.10

In die Reichskaffe fließen die Einnahmen aus dem Post­
unb Telegraphenbetriebe, der Ertrag der Zölle, der Salz- 
und Tabackssteuer, sowie der Ertrag der Bier-, Branntwein- 
und Rübenfabrikationssteuer, endlich der Ertrag der Wechsel- 
stempelsteuer.n

Die Competenz des Reichsgerichts wird in dem Falle

7 §§ 138, 194 GVG.
8 §136 GVG., §374StPO.
9 §1238GVG.;§50'Ausf.- 

Ges. v. 24. April 1878 (GS. 
S. 230).

jpfr, Emsendungsberichte

Form I. II
11 Art. 35, 38, 49, 70 der 

Reichsverf. § 1 Ges. v. 10. Juni 
1869 (Bundesges.Bl. 1869 
S. 193).



Die Staatsanwaltschaft in Preußen. § 5, 7

ad 3 durch einen bei Einsendung der Akten an das Ober­
landesgericht gestellten Antrag begründet?2 * *

§ 5.

Die Beamten der Staatsanwaltschaft in Preußen können 
durch Verfügung des Justizministers in ein anderes Amt 
mm- nicht geringerem Range mit etatsmäßigem Dienstein­
kommen unter Vergütung der Umzugskosten und durch Kgl. 
Verfügung mit Gewährung des Wartegeldes einstweilig in 
den Ruhestand versetzt werden? Sie unterliegen ferner der 
Aufsicht und Leitung des Justizministers? In dem Rechte 
der Aufsicht liegt die Befugniß, die ordnungswidrige Aus­
führung eines Amtsgeschäfts zu rügen und die Erledigung 
eines solchen durch Ordnungsstrafen bis 100 Mark zu er­
zwingen.

Es muß jedoch der Festsetzung einer Ordnungsstrafe 
deren Androhung vorhergehen? Dieses Recht steht auch dem 
Oberstaatsanwälte und dem ersten Staatsanwalte hinsichtlich 
der Staatsanwaltschaften ihres Bezirks und dem ersten 
Beamten der Staatsanwaltschaft bei einem Amtsgerichte hin­
sichtlich dieser Staatsanwaltschaft zu und erstreckt sich auf 
sämmtliche bei diesen Behörden angestellte und beschäftigte 
Beamte, sowie auf die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft?

Die ersten Beamten der Staatsanwaltschaft beim Ober- 
landesgericht führen den Amtstitel „Oberstaatsanwalt", die

12 § 136 GVG.
1 § 87 Ges. v. 21. Juli 1852 

(GS. 1852 S. 465).
2 § 1482 GVG.; § 78 Ges.

v. 24. April 1878 (GS. 1878
S. 230).

3 § 80 Ges. v. 24.April 1878 
(GS. 1878 S. 230).

4 §§ 784u-5, 81* 1 Ges. v. 
24. April 1878 (GS. 1878 
S. 230).
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bei der Staatsanwaltschaft des Landgerichts den.Amtstitel 
„Erster Staatsanwalt".

Die übrigen Beamten der Staatsanwaltschaften der Ober­
landes- und Landgerichte führen den Amtstitel „Staatsan­
walt".

Diese Beamte sind nicht richterliche Beamte. Sie werden 
vom Könige ernannt/ können jedoch nur aus Beamten aus­
gewählt werden, die zum Richteramte befähigt sind?

Zu demselben sind außer den ordentlichen Professoren 
der Jurisprudenz in Preußen nur Personen befähigt, welche 
nach dreijährigem Universitätsstudium das ReferendarexümM 
und nach vierjähriger Dauer des Vorbereitungsdienstes, von 
welchem 6 Monate auf die Beschäftigung bei der Staatsan- 
waltschaftschaft fallen, das Affesiorexamen bestanden hüben?

§ 6.
Bet Oberstaatsanwalt.

Der Oberstaatsanwalt steht an der Spitze der Staats­
anwaltschaft einer Provinz. Der Wichtigkeit seiner Stellung 
entsprechend ist ihm der Rang der Räthe dritter Klasse bei­
gelegt? Sämmtliche staatsanwaltschaftliche Beamte seines 
Verwaltungsbezirks sind verpflichtet, seinen Anordnungen 
nachzukommen? Er kann bei allen Gerichten seines Bezirks

5 §§ 60, 61 Ges. v. 24. April 
1878 (GS. 1878 S. 230).

6 § 149 GDG.
7 §§ 2, 4 GVG; § 1 Ges. 

v. 24. April 1878 (GS. S. 230); 
§§ 1, 2, 6, 8, 11 Ges. v. 6. Mai 
1869 (GS. S. 656); AB. v.

20. März 1880 (JMBl. 1880 
S. 56).

1 Allerh. Erlaß v. 11. August 
1879 (GS. 1879 S. 579).

2 § 80 Ausf.Ges. v. 24. April 
1878 (GS. 1878 S. 230); 
§ 147 GVG.



Der Oberstaatsanwalt. § 6. 9

die Amtsverrichtungen der Staatsanwaltschaft selbst über­
nehmen oder mit Wahrnehmung derselben einen andern als 
den zunächst zuständigen Beamten beauftragen? Er ist befugt, 
gegen die in fernem Verwaltungsbezirke angestellten Beamten 
der Staatsanwaltschaft Warnungen und Verweise auszu­
sprechen und gegen die Amtsanwalte und Hilfsbeamten der 
Staatsanwaltschaft außerdem Geldstrafen bis zu 30 Mark 
zu verhängen, abgesehen von dem Falle des § 811 des Ausf.- 
Ges. zum deutschen Gerichtsverfafsungsgesetze.

Hinsichtlich der Büreau- und Unterbeamten, welche der 
alleinigen Aufsicht der Staatsanwaltschaft unterliegen, steht 
dem Oberstaatsanwalt das Recht auf Verhängung von Geld­
strafen bis zu 90 Mark zu? Die Einleitung der Disciplinar­
untersuchung gegen Staatsanwalte ist dem Justizminister 
vorbehalten; es kann jedoch bei Gefahr im Verzüge diese 
Verfügung, mit welcher die Ernennung des Untersuchungs- 
commisiars verbunden ist, durch den Oberstaatsanwalt er­
folgen?

Der Oberstaatsanwalt ist berechtigt, den Konflikt zu er­
heben, wenn gegen einen ihm untergebenen Beamten der 
Staatsanwaltschaft wegen einer in Ausübung oder in Ver- 
anlaflung der Ausübung seines Amtes vorgenommenen Hand­
lung oder wegen Unterlassung einer Amtshandlung eine ge­
richtliche Verfolgung im Wege des Civil- oder Strafprocesses 
eingeleitet worden ist? Nach Erhebung des Konflikts ent-

3 § 146 GDG.
4 §§ 57, 58, 63 Ges. v. 

21. Juli 1852 (GS. 1852 
S. 465); §§ 15, 16, 19 Ges. v. 
9. April 1879 (GS. 1879 S. 345).

5 § 23 Ges. v. 21. Juli 1852 
(GS. 1852 S. 465).

6 § 1 Ges. v. 13. Febr. 1854 
(GS. 1854 S. 86); Erk. des 
Ger.Hofs zur Entscheid, der 
Competenzkonflikte (JMBl. 1854 
S. 16).
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scheidet in Preußen das Oberverwaltungsgericht die Frage, 
ob der betreffende Beamte sich einer Ueberschreitung seiner 
Amtsbefugnisse oder der Unterlassung einer ihm obliegenden 
Amtshandlung schuldig gemacht habe? Wird die Frage 
verneint, so ist die Verfolgung ausgeschlossen. Im Be­
jahungsfälle hat das gerichtliche Verfahren seinen Fortgang, 
ohne daß jedoch durch die Vorentscheidung des Oberver­
waltungsgerichts der des ordentlichen Richters irgendwie 
präjudicirt würde.

Die Ertheilung der Heirathsconsense an Beamte der 
Staatsanwaltschaft erfolgt durch den Oberstaatsanwalt. Ihm 
muß der Beitritt zur Wittwenkasse nachgewiesen werden?

Der Oberstaatsanwalt entscheidet über Beschwerden, die 
der durch ein Delikt Verletzte über die die Strafverfolgung 
ablehnende Verfügung des Staatsanwalts erhebt? Sein ab­
lehnender Bescheid kann binnen Monatsfrist durch einen von 
einem Rechtsanwälte unterzeichneten Antrag an den Straf­
senat des Oberlandesgerichts, in dessen Bezirk der die Straf­
verfolgung ablehnende Staatsanwalt I. Instanz seinen Amtssitz 
hat, angefochten werden. Dieser Antrag muß die Thatsachen 
enthalten, welche die Erhebung der öffentlichen Klage be­
gründen sollen und die Beweismittel angeben. Wird gerichts- 
seits die Erhebung der öffentlichen Klage beschlossen, so muß 
der Staatsanwalt dieselbe erheben?" Durch diese Bestimmung 
ist der im § 151 des Gerichtsverfaffungsgesetzes ausgesprochene 
Grundsatz durchbrochen.

7 § 11 Ges. v. 27. Jan. 1877 
(RGBl. 1877 S. 77).

8 Anh. § 70 zu § 146 AM. 
II, 1 Staatsmin. Beschluß v. 
v. 17. Aug. 1839 (JMBl. 1839

S. 302); AB. v. 13. April 1881 
(JMBl. 1881 S. 76).

9 § 170 StPO.
10 §§ 171, 172, 173 StPO.
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Meves vertritt in seiner Schrift, das Strafverfahren 
nach der deutschen Strafproceßordnung S. 57 eine andere 
Meinung. Er vindizirt dem Reichsgericht in den Sachen, 
welche in letzter Instanz vor dasselbe gehören, das Recht, 
t)ie Erhebung der Anklage zu beschließen und erachtet das 
Oberlandesgericht dazu nur in den Fällen für competent, in 
welchen die Verletzung eines Landesrechts oder das Vorliegen 
eines zur Zuständigkeit des Schöffengerichts gehörigen Delikts 
behauptet wird.

Der Oberstaatsanwalt überreicht den ihm Seitens der 
Staatsanwaltschaft des Landgerichts über rechtskräftig er­
gangene Todesurtheile übersendeten Bericht und besten An­
lagen dem Justizminister. Er hat seinerseits die ihm er­
forderlich erscheinenden Bemerkungen dem Berichte beizufügen.

Er hat die Entscheidung des Justizministers über die 
vorläufige Entlastung eines Strafgefangenen einzuholen.

Ihm steht das Recht zu, einem Berurtheilten einen Straf­
aufschub aus Gründen des § 488 StPO, von länger als 
4 Wochen zu gewähren." Im Falle eine mehr als sechs­
monatliche Strafunterbrechung eines Gefangenen, der in 
einem zum Restort des Ministers des Innern gehörigen Ge­
fängniß detinirt ist, oder die zeitweilige Entlastung eines 
Zuchthausgefangenen in Frage steht, hat sich der Ober­
staatsanwalt auf Erfordern der zuständigen Verwaltungs­
behörde über die Strafunterbrechung gutachtlich zu äußern.13

Der Oberstaatsanwalt ist berechtigt, die vom Minister 
des Innern reffortirenden Strafanstalten, welche in seinem 
Bezirke liegen, zu inspiciren.

12 Min.Rescr. v. 7. Juni 1881 
I. 2432.

11' AB. v. 14. Aug. 1879 
III, 4. IV. II (JMBl. 1879 
S. 237).
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Ihm gebührt die obere Leitung der Verwaltung der 
sämmtlichen Gefängniffe des Oberlandesgerichtsbezirks. Er hat 
die geeigneten allgemeinen Vorschriften über den Geschäftsbe­
trieb und die Ordnung in den Gefängniffen zu erlaffen und 
die im einzelnen Falle etwa erforderliche Abhilfe von Amts­
wegen oder auf erhobene Beschwerde zu treffen.

Er hat über die Vertheilung der Dienstgeschäfte Ver­
fügung zu treffen, sobald mehrere Inspektoren oder Unter­
beamte, Rechnungs- und Kanzleibeamte, sowie Beamte des 
technischen und wirthschaftlichen Betriebs angestellt ftnb.13

Er hat endlich von Zeit zu Zeit die Gefängniffe zu be­
sichtigen oder durch einen beauftragten Staatsanwalt be­
sichtigen zu taffen.14

Die Anstellung der Inspektoren und der Unterbeamten 
der Gefängnißverwaltung an Gefängniffen, welche einen be­
sonderen Etat haben, erfolgt durch den Oberstaatsanwalt. 
Die Anstellung dieser Beamten bei andern Gefängniffen er­
folgt durch rhn und den Präsidenten des Oberlandesgerichts 
gemeinsam.13 Dem Oberstaatsanwälte sind ferner folgende 
Geschäfte übertragen:

Er ertheilt die Zahlungsanweisungen hinsichtlich der den 
Kanzleibeamten und Lohnschreibern der Kollegialgerichte und 
Staatsanwaltschaften zustehenden Schreiblöhne.^

Auf sein Ersuchen ergehen Seitens der Kgl. Regierungen 
(der Kgl. Finanzdirektion zu Hannover) die Anweisungen an 
die Kaffen, die Kautionen der Beamten, welche bei Gefäng-

13 §§ 5, 23 Reglement für die 
Gefängniffe der Justizverwaltung 
v. 16. März 1881 (JMBl. 1881 
S. 50).

14 § 4 AB. v. 14. Aug. 1879

(JMBl. 1879 S. 243).
15 § 3 AB. v. 14. Aug. 1879 

(JMBl. 1879 S. 243).
16 AB. v. 29. Sept. 1879 

(JMBl. 1879 S. 391).
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nifsen mit besonderem Etat angestellt sind, aufzubewahren 

resp. herauszugeben?7

Ihm liegt die Verpflichtung ob, bis zum 15. Februar 

jedes Jahres dem Justizminister eine die Resultate der 
Schwurgerichte im Oberlandesgerichtsbezirke umfassende 
Hauptzusammenstellung nebst den Statistiken einzureichen?^

Wenn die Stempelfiscale gelegentlich der Revisionen der 
in den Gerichtsakten befindlichen Urkunden vermeintliche Un­
richtigkeiten in dem Ansätze der mit den Gerichtskosten zu 
erhebenden Stempelbeträge bemerken, so haben sie, wenn sie 
den Bemerkungen eine besondere Wichtigkeit beilegen, dem 
Provinzialsteuerdirektor zur weiteren Beschlußnahme Anzeige 
zu machen. Diesem bleibt es überlassen, die Bemerkungen 
dem betreffenden Oberstaatsanwälte zu übersenden und wenn 
die Bemerkungen Fragen von principieller Bedeutung zum 
Gegenstände haben, mit der Uebersendung zugleich das Er­
suchen um Benachrichtigung von der getroffenen Verfügung 
zu verbinden. Theilt der Oberstaatsanwalt die Auffassung 
des Provinzialsteuerdrrektors nicht, so muß er demselben die 
Gründe für seine abweichende Meinung mittheilen?9 Hin­
sichtlich der Fondsverwaltung sind dem Oberstaatsanwälte 
folgende Geschäfte übertragen:

Er hat unvermeidliche Ueberschreitungen bei den sächlichen 
Fonds und den Auslagenfonds bei Einsendung des Final- 
abschluffes zu motiviren.

Er hat die Ermächtigung zu Etatsüberschreitungen bei 
den übrigen Fonds beim Justizminister nachzusuchen.

17 AB. v. 9. Januar 1880 
(JMBl. 1880 S. 10 No. 2).

18 AB. v. 20. Januar 1880

(JMBl. 1880 S. 18).
19 AB. v. 19. Februar 1880 

(JMBl. 1880 S. 87).
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Er verfügt über die für einzelne Gefängnisse nach den 
besonderen Kassenetais zahlbaren Fonds, soweit dieselben zu 
Besoldungen und Remunerationen der Beamten des Gefäng­
nisses oder zur Gewährung von anderen festen Bezügen be­
stimmt sind.

Beruht eine Bewilligung auf dem gemeinschaftlichen Be­
schlusse der Borstandsbeamten des Oberlandesgerichts oder 
auf einer Entscheidung des Ministers, so hat der Oberstaats­
anwalt die Zahlungsanweisung zu erlassen.

Die Entscheidung über die Bewilligung von Feuerungs­
material aus den Vorräthen der Behörden und die Festsetzung 
der dafür zu zahlenden Geldentschädigung steht hinsichtlich 
der Gefängnisse mit besonderem Etat dem Oberstaatsan­
wälte zu?«

Dem Präsidenten des Oberlandesgerichts und dem Ober­
staatsanwälte bei demselben sind folgende Geschäfte gemein­
schaftlich übertragen:

1. der Erlaß einer Prüfungsordnung für Kanzleibeamte;21
2. die Ernennung der Mitglieder der Prüfungscom­

missionen für
a) Gerichtsvollzieher;22
b) Gerichtsschreiber,
c) Gerichtsschreibergehilfen; 23

20 §§ 2, 6, 12, 21 der Vor­
schriften über die Fondsverwal­
tung bei den Justizbehörden v. 
28. Sept. 1879.

21 § 2 der Bestimmungen über 
die Beschaffung des Schreibwerks

v. 4. Sept. 1879 (JMBl. 1879 
S. 809).

22 § 6 Ger.Vollz.Ordnung v. 
14. Juli 1879 (JMBl. 1879 
S. 194).

23 §§ 9, 20 AB. v. 5. Sept. 
1879 (JMBl. 1879 S. 317).
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3. die Ernennung
a) der Kanzleibeamten,24
b) der Gerichtsschreiber,
c) der Gerichtsschreibergehilfen,
d) der Sekretaire der Staatsanwaltschaft,
e) der Assistenten der Staatsanwaltschaft,25
f) der Gerichtsvollzieher,^
g) der Kalkulatoren,27
h) der Dolmetscher,28
i) der Gerichtsdiener; 29

4. Die Bearbeitung der Kautionsangelegenheiten, ein­
schließlich der Entscheidungen über Ansammlung von Kau­
tionen aus Gehaltsabzügen;38

5. Die Feststellung der Schreiblöhne der Kanzleibeamten 
und Lohnschreiber der Oberlandesgerichte;

6. Die Bezeichnung der Amtsgerichte, bei welchen dem 
Gerichtsschreiber für Beschaffung von Hilfskräften für die 
Büreaugeschäfte eine Entschädigung zu gewähren ist und Fest­
setzung der Höhe berfet&en.31

24 § 3 der Bestimmungen 
(JMBl. 1879 S. 309).

25 §§ 17, 22, 25 AV. v. 
5. Sept. 1879 (JMBl. 1879 
S. 317).

26 § 13 der Ger.Vollz.Ordn.
27 AV. v. 30. Sept. 1879 

(JMBl. 1879 S. 391).
28 § 14 Dolmetscherordnung 

v. 9.Nov. 1880 (JMBl. S. 253).

29 § 6 Dienstordnung v. 
21. Octbr. 1879 (JMBl. 1879 
S. 416).

30 AB. v. 24. Sept. 1879 
(JMBl. 1879 S. 387).

31 AB. v. 4. Sept. 1879 III 
(JMBl. 1879 S. 308): AB. v. 
29. Sept. 1879 (JMBl. 1879 
S. 391).
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§ 7.
Der Erste Staatsanwalt.

Der erste Beamte der Staatsanwaltschaft beim Land­
gerichte führt den Amtstitel „Erster Staatsanwalt"? Er 
gehört zur vierten Rangklasse der höheren Provinzialbeamten?

Ihm steht das Recht der Aufsicht hinsichtlich aller zur 
landgerichtlichen Staatsanwaltschaft gehörigen Beamten zu. 
Es sind dies außer den Staatsanwalten die die staatsanwalt- 
fchaftlichen Funktionen bei den Amts- und Schöffengerichten 
ausübenden Amtsanwalte.1 2 3

Der Amtsanrvalt.
Die Amtsanwalte werden auf Widerruf ernannt. Ihre 

Ernennung erfolgt durch den Oberstaatsanwalt nach An­
hörung des Regierungspräsidenten.

Der Justizminister kann die Geschäfte des Amtsanwalts 
einem Staatsanwalte, einem Gerichtsasieffor oder einem Re­
ferendare übertragen? (Die Geschäftsanweisung für die 
Amtsanwalte ist im JMBl. pro 1879 S. 261 abgedruckt.)

Die Vorsteher der Gemeindeverwaltungen am Sitze des 
Amtsgerichts sind zur Uebernahme dieses Amtes verpflichtet, 
wenn nicht andere geeignete Personen von ihnen in Vorschlag 
gebracht werden können. Diese Verpflichtung besteht in dem 
Falle nicht, wenn die Polizeiverwaltung Kgl. Beamten über­
tragen ist.

1 § 59 Ges. v. 24. April 1878 
(GS. 1878 S. 230).

2 Allerh.Erl.v.ll.Aug. 1879 
(GS. 1879 S. 579).

3 § 143 Ger.Verf.Ges.; § 78

Ges.v. 24. April 1878 (GS. 1878 
S. 230).

4 § 63 Ges. v. 24. April 1878 
(GS. 1878 S. 230).
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§ 8.
Dir HiLfSliramten.

Die Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft sind verpflichtet, 
den Anordnungen der Staalsanwalte und der diesen vor­
gesetzten Beamten (Oberstaatsanwalt, Oberreichsanwalt, 
Justizminister) Folge zu leisten.1 2

Durch gemeinschaftliche, auf den Schlußsatz dieses § sich 
gründende Verfügung des Justizministers und des Ministers 
des Innern sind folgende Beamte des Polizei- und Sicher­
heitsdienstes zu Hilfsbeamten der Staatsanwaltschaft bestimmt:

1. Nachstehend benannte Kgl. Forstschutzbeamte: Revier­
förster, Hegemeister, Förster, Forstaufseher und Forsthilfsjäger, 
sowie diejenigen Waldwärter, welche auf Forstanstellungs­
berechtigung nach den Bestimmungen des Regulativs vom 
15. Februar 1879 (MBl. für innere Verwaltung 1879 
S. 165) dienen?

2. Die Kriminalpolizeicommisiarien und Polizeicommissa- 
rien der in Städten bestehenden Kgl. Polizeibehörden; in 
Berlin außerdem die Polizeilieutenants, welche mit der 
Führung der Revierpolizeiverwaltung und der Handhabung 
der Marktpolizei beauftragt sind.

3. Bei den städtischen Polizeiverwaltungen die Bürger­
meister oder das an Stelle deffelben mit der Führung der 
Polizeiverwaltung beauftragte Magistratsmitglied,

in Schleswig-Holstein: die Bürgermeister oder der mit
/ Führung der Polizeiverwaltung beauftragte Beamte;

in Hessen -Nassau: ebenso;

1 § 153 Ger.Verf.Ges. I des Innern und der Justiz v.
2 Gem.Rescr. der Minister | 23. Nov. 1879. I, 4895.
König, Staatsanwaltschaft. 2
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in der Rheinprovinz: der Bürgermeister oder die an des 
Bürgermeisters Stelle mit der Führung der Polizei­
verwaltung oder mit der Funktion eines Hilfsbeamten 
der Staatsanwaltschaft beauftragte Magistratsperson; 

ferner:
die Polizennspektoren und Polizeicommissarien.
4. Bei den Polizeiverwaltungen auf dem Lande:

a) in den Provinzen, in welchen die Kreisordnung gilt, 
die Amtsvorsteher, Gutsvorsteher, Gemeindevorsteher 
und deren Stellvertreter;

b) in Posen die Polizeidrstriktscommissarien, Gutspolizei­
verwalter, Guts- und Gememdevorsteher;

c) in Schleswig-Holstein die Kirchspielsvögte, Hardesvögte, 
Land- und Jnselvögte, Besitzer adliger oder mit Polizei­
gewalt versehener Güter, klösterliche Polizeiverwalter, 
Guts- und Gemeindevorsteher;

d) in Hannover die Polizeiinspektoren in den Aemtern 
Lehe und Wilhelmshaven, der Badepolizeiinspektor zu 
Norderney, die Gemeindevorsteher, die Amts- und Jnsel­
vögte;

e) in Westfalen die Amtsmänner, Guts- und Gemeinde­
vorsteher und deren Stellvertreter;

f) in Hessen-Nassau und der Rheinprovinz die Bürger­
meister, Guts- und Gemeindevorsteher und deren Stell­
vertreter.

Es gehören ferner zu den Hilfsbeamten der Staatsan­
waltschaft die Revierbeamten des Berg-, Hütten- und Sa­
linenwesens, einschließlich der Direktoren der fiscalischen Berg­
werke und Salinen in sämmtlichen Provinzen, in den am 
Meere gelegenen Provinzen die Fischmeister, Fischkieper und 
Hilfsfischkieper in ihren Revieren und die Oberfischmeister
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zu Pillau, Memel, Wollin, Stralsund uud Schleswig, 
endlich tii Ostpreußen die Grenzcommissarien in Eydtkuhnen 
und Pr/)stken, in Pommern die Lootsencommandeure zu 
Swinemünde und Stettin und die Schisfahrtsrevierschutz­
männer daselbst, sowie in den Badeorten der Provinz Hessen- 
Nasiau die Kgl. Badecommiffarien.

In den Hohenzollern'schen Landestheilen sind allein die 
Orts- und Gemeindevorsteher und deren Stellvertreter Hilfs­
beamte der Staatsanwaltschaft? Die Landgendarmerie ge­
hört demnach nicht zu den Hilfsbeamten der Staatsanwalt­
schaft und erstreckt sich das Recht der Aussicht im Sinne des 
§ 80 des Ausführungsgesetzes auf die Gendarmen nicht.

Auch hinsichtlich der vorerwähnten Hilfsbeamten ist dieses 
Recht insofern eingeschränkt, als es den Hilfsbeamten, welche 
ihr Amt als Ehrenamt versehen, gegenüber ruht und den 
anderen Hilfsbeamten gegenüber nur dann ausgeübt werden 
darf, wenn eine Beschwerde bei dem, dem Hilfsbeamten im 
Hauptamte vorgesetzten, Beamten ohne Wirkung geblieben ist?

§9.

Der NechnrrngSrrvisor.

Bei den Staatsanwaltschaften der Landgerichte und Ober- 
landesgerichte sind Rechnungsrevisoren angestellt, welche der 
Dienstaufsicht der Oberstaatsanwälte resp. Ersten Staats- 
anwalte unterstehen, jedoch auch verpflichtet sind, innerhalb 
ihres Geschäftskreises die Aufträge der Gerichtspräsidenten

3 Gem.Verf. v. 15. Septbr. GS. 1878 (S. 230); Rescr. v.
1879 (JMBl. 1879 S. 349). 7. Oktbr. 1879 I, 6305.

4 §8V Ges. v.24. April 1878
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zu erledigen? Durch die Geschäftsanweisung für die Rech­
nungsrevisoren sind den bei den Staatsanwaltschaften der 
Landgerichte angestellten Rechnungsrevisoren folgende Ge­
schäfte übertragen:

1. Die Revision des Gerichtskostenansatzes bei dem Land­
gerichte und den Amtsgerichten.

2. Die Revision der Geschäftsthätigkeit der Gerichts­
schreiber, Sekretaire und Gerichtsvollzieher, soweit dieselbe 
Registrirung und Hebung der Gerichtskosten und Geldstrafen 
betrifft.

3. Die'Revision der Kaffen und Aflervatenverwaltungen 
und der Verwaltung der Materialienvorräthe bei den Amts­
gerichten, Landgerichten und Gefängniffen.

4. Die Revision der Register und Akten der Gerichtsvoll­
zieher, sowie der Dienstregister derselben und der in den­
selben enthaltenen, vierteljährlich anzufertigenden1 2 Abschlüsse, 
insoweit dieselben für die Festsetzung des den Gerichtsvoll­
ziehern zu gewährenden Pauschquantums wesentlich sind? 
endlich die Anfertigung und rechnerische Bescheinigung der 
Nachweisung über die anrechnungsfähigen Gebühren der 
Gerichtsvollzieher.

Die durch § 382 der Anweisung vom 30. August 1879 
angeordnete Anweisung der Gerichtsvollziehergcbühren durch 
den Oberstaatsanwalt ist durch die auf die Anweisung der 
Kgl. Oberrechnungskammer vom 24. Juni 1880 gestützte

1 AB. v. 29. Oktbr. 1879 
(JMBl. 1879 S. 427).

2 § 128 Ger.Vollz.Ordnung, 
§23 Vorschriften über die Fonds­
verwaltung v. 28. Sept. 1879.

AB. v. 21. Oktbr. 1880 (JMBl. 
1880 S. 242).

3 §§ 19, 24, 25 GBO. v. 
14. Juli 1879 (JMBl. 1879 
hinter S. 204).
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Allgem. Verfügung vom 27. August 1880 (JMBl. 1880
S. 198) beseitigt.

5. Die Revision der von den Hauptkaffen zu über­
weisenden Verzeichniffe über die Ausgaben, welche für Büreau- 
bedürfniffe (Schreib- und Packmaterialien, Drucksachen, 
Feuerung, Beleuchtung, Bibliothek, Utensilien, Miethe, 
Aktenheften, Büreaukosten der Staatsanwaltschaft), für 
Aktentransport, Reinigung und Heizung der Geschäftsräume, 
Kosten von Revisionsreisen der Landgerichtspräsidenten, Ab­
haltung der Gerichtstage, Diäten und Reisekosten der Staats- 
anwalte und zu Reisekosten der Vorsitzenden und Beisitzer 
der Schwurgerichte und detachirten Strafkammern, sowie der 
Geschworenen, Schöffen und Mitgliedern des Wahlaus­
schusses, für die Gefängnißverwaltung, soweit sie Büreau- 
bedürfniffe und Miethsentschädigung der Gefängnißbeamten 
betreffen, endlich für Kriminalkosten, baare Auslagen und 
andere Ausgaben in Parteisachen, Civil- und Strafsachen, 
für Porto und Auslagen für Postsendungen und Postbe­
stellungen, sowie für Gebühren telegraphischer Correspondenz 
angewiesen sind.

6. Die Vorrevision und rechnerische Feststellung der Rech­
nungen über den Gefangenarbeitsverdienst, sowie der Rech­
nungen der Kaffen der Gefängniffe mit besonderem Etat.

7. Die Mitwirkung bei allen Justizverwaltungsangelegen­
heilen, welche von den Vorstandsbeamten des Landgerichts 
gemeinschaftlich oder von jedem derselben allein zu erledigen 
sind.4 Insbesondere liegt ihnen auch die Wahrnehmung von 
Kalkulaturgeschäften in Angelegenheiten der Justizverwaltung 
ob? Die Rechnungsrevisoren bei den Staatsanwaltschaften

4 Geschästsanweisung (JMBl. I 5 AV. v. 30. Sept. 1879 
1879 S. 427). | (JMBl. 1879 S. 492. III).
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der Oberlandesgerichte haben folgende Obliegenheiten. Sie 
müssen:

1. die Rechte der Staatskasse hinsichtlich des Gerichtskosten­
ansatzes bei den Oberlandesgerichten wahrnehmen;

2. die Geschäftsthätigkeit der Gerichtsschreiber dieses Ge­
richts, soweit sie die Registrirung der Gerichtskosten 
betrifft, revidiren;

3. die Kassenverwaltung und die Verwaltung der Mate- 
rialienvorräthe der Gefängnisse mit besonderem Etat, 
welche sich am Sitze des Oberlandesgerichts oder in 
dessen unmittelbarer Nähe befinden, revidiren;

4. die Nachweisungen über die anrechnungsfähigen Ge­
bühren der Gerichtsvollzieher zusammenstellen und rech­
nerisch bescheinigen;

5. die dem Oberstaatsanwalt zur Abnahme mitgetheilten 
Jahresrechnungen prüfen;

6. die von den Hauptkaffen einzureichenden Verzeichnisse 
über die Ausgaben, welche für die Oberlandesgerichte 
auf Auslagen in Strafsachen und auf Porto und Aus­
lagen für Postsendungen und Telegramme geleistet sind, 
revidiren;6

7. bei allen von den Vorstandsbeamten des Oberlandes­
gerichts gemeinschaftlich oder von jedem für sich zu er­
ledigenden Justizverwaltungsangelegenheiten mitzuwirken. 
(Behandlung der Einnahmen und Ausgaben, die Fonds­
verwaltung, das Kautionswesen, das Kassen und Asser- 
vatenwesen, die Aufstellung der Etats entwürfe, des 
jährlichen Bauetats und die Feststellung von Defekten);

Kapitel 83 — 85 des Etats 1879/80.
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8. über eintretende Personal- und Etatsveränderungen 
Register führen

9. die Bücher und Belege bei Revisionen der Verwaltung 
der Provinzialwaisenfonds rechnerisch prüfen?

§10.
Das Sekretariat.

Die Büreaugeschäfte der Staatsanwaltschaft werden durch 
Beamte erledigt, welche, wenn ihnen die Qualität eines Ge­
richtsschreibers innewohnt, den Titel „Sekretair", wenn sie 
Gerichtsschreibergehilfen sind, den Titel „Assistent" führen? 
Der Sekretair, als Vorsteher des Büreaus hat nachstehende 
Dienstobliegenheiten zu erfüllen:

1. Er eröffnet die an das Sekretariat adressirten, ver­
schlossen eingehenden Sachen, versieht sie mit dem Präsenta­
lionsvermerke und notirt die Zahl der Anlagen und die als 
baare Auslagen in die Kostenrechnung aufzunehmenden Post­
gebühren?

2. Er prüft, ob die durch die Staatsanwaltschaft zu be­
wirkenden Zustellungen ordnungsmäßig erfolgt sind?

3. Er contrasignirt die vom Ersten Staatsanwalte zu 
vollziehenden oder zu beglaubigenden Reinschriften. Er prüft, 
ob die Art der Erledigung der Expeditionen, welche vom 
Dezernenten anzugeben, auf den in der Schreibstube zu 
fertigenden Reinschriften angegeben ist und bewirkt die Nach­
holung des Versäumten?

7 §§16, 18 AB. v. 29. Mai 
1879 (JMBl. 1879 S. 427).

8 § 10 AB. v. 29. Sept. 1881 
(JMBl: 1881 S. 216).

1 § 1 Gesch.O. für StA. v.

3. Aug. 1879 (JMBl. 1879 
hinter S. 230).

2 § 4 Gesch.Anw. für StA.
3 § 10 Gesch.Anw. für StA.
4 § 11 Gesch.Anw. für StA.
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Kanzleipersonal.

4. Er nimmt die Obliegenheiten des ersten Gerichts- 
schreibers dem Kanzleipersonal der Staatsanwaltschaft gegen­
über wahr. Als solcher hat er täglich den Monatszetrel des 
die Kanzleiarbeiten vertheilenden Kanzlisten einzusehen und 
zu beglaubigen. Ihm sind die abgeschloffenen. Monatszettel 
der Kanzlisten und Lohnschreiber zu übergeben. Nach Prüfung 
und Berichtigung der Rechnung werden die Ergebniffe der­
selben in eine Zusammenstellung eingetragen und dadurch 
der Schreiblohn des einzelnen Kanzlisten festgestellt. Der 
Sekretair hat die unter der Zusammenstellung ^ befindliche 
Bescheinigung zu vollziehen und dem Ersten Staatsanwalte 
zur Zahlungsanweisung vorzulegen? Er hat ferner die zur 
Verhütung von Verzögerungen und Unregelmäßigkeiten nöthigen 
Anordnungen zu treffen, darf untaugliche Schreibstücke kassiren 
und auf Kosten des nachlässigen Arbeiters anderweit an­
fertigen kaffen und bestimmt die Zeit, in welcher die Kolla- 
tionirungen vorzunehmen.

Der Sekretair kann den Kanzleiarbeitern gestatten, ein­
zelne Arbeiten in ihren Wohnungen anzufertigen? Die 
Monatszettel der Kanzleiarbeiter dürfen denselben nur wäh­
rend der Geschäftsstunden behufs Vornahme der Eintra-

5 Formular No. 19 der An­
weisung der Kgl. Ober-Rechn.- 
Kammer v. 24. Juni 1880. 
§ 16 sub IV Hertting, Berlin 
1881 S. 20. 185).

6 AB.v.4.Sept.1879 §§13, 
15, 20 (JMBl. 1879 S. 309); 
AB. v. 29. Sept. 1879 No. 2

(JMBl. 1879 S. 391); AB. v. 
27. Aug. 1880 II, 1 (JMBl. 
1880 S. 198).

7 §§ 6, 16 AB. v. 4. Sept. 
1879 (JMBl. 1879 S. 310, 
312).

8 § 13 AB. v. 4. Sept. 1879 
(JMBl. 1879 S. 312).


